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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 2010) 
in der zurzeit gültigen Fassung 
 

Das Schreiben nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
der Bundesstadt Bonn 
 

Datum der Verfügung 

25.04.2024 
Az.: 

50-223/919955 
Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 

An Herrn:    Manuel Zafra Montiel, Mirecourtstr. 21 in 
53225 Bonn 

 

mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Rathaus Bonn-
Beuel, Friedrich-Breuer-Str. 65, 53225 Bonn, Zimmer 10, 
bereit. 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß  
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öf-
fentlich zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz 
VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen 
sind.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Bonn, den 25.04.2024 
 
Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Fürmeyer 
 
 
 
 
Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 2010) 
in der zurzeit gültigen Fassung 
 

Das Schreiben nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
der Bundesstadt Bonn 
 

Datum der Verfügung 

29.04.2024 
Az.: 

50-223/kr892088 
Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 

An Herrn:    Mohammed Fattoumi 
 

mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Rathaus Bonn-
Beuel, Friedrich-Breuer-Str. 65, 53225 Bonn, Zimmer 5, 
bereit. 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß  
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öf-
fentlich zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz 
VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen 
sind.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Bonn, den 24.04.2024 
 
Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Kreuzner 

Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 2010) 
in der zurzeit gültigen Fassung 
 

Der Bescheid nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
der Bundesstadt Bonn 
 

Datum der Verfügung 

22.04.2024 
Az.: 

50-221/67-6004 
Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 

An Herrn:    Mohammad Jeto, geb. 12.08.1991 
 

mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Oxfordstr. 19, 
53111 Bonn, Zimmer 507, bereit. 
 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß  
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öf-
fentlich zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz 
VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen 
sind.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Bonn, den 22.04.2024 
 
Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Jörres 
 
 
 
 
 
Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 2010) 
in der zurzeit gültigen Fassung 
 

Die Ordnungsverfügung der Unterhaltsvorschusskasse 
– Amt 50-223 
 

Datum der Verfügung 

25.04.2024 
Az.: 

911414 
Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 

Dominik Detrois, Stolpstr. 13,  53119 Bonn 
 

mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Rathaus Bonn-
Beuel, Friedrich-Breuer-Str. 65, 53225 Bonn, Zimmer 3, 
bereit. 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß  
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öf-
fentlich zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz 
VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen 
sind.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Bonn, den 25.04.2024 
 
Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Schmitz 
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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 2010) 
in der zurzeit gültigen Fassung 
 

Das Schreiben nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
der Bundesstadt Bonn 
 

Datum der Verfügung 

19.09.2023 
Az.: 

50-223/906239 
Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 

An Herrn:    Oleksandr Pidhornyi 
 

mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Rathaus Bonn-
Beuel, Friedrich-Breuer-Str. 65, 53225 Bonn, Zimmer 10, 
bereit. 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß  
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öf-
fentlich zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz 
VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen 
sind.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Bonn, den 29.04.2024 
 
Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Schulte 
 
 
 
 
 
Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 2010) 
in der zurzeit gültigen Fassung 
 

Die Ordnungsverfügung(en) der Stadt Bonn – Auslän-
deramt – 33-6 
 

Datum der Verfügung 

15.04.2024 
Az.: 

33-63-schn 
Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 

Jorge Celso PACO, Thomasstraße 36 in 53111 Bonn 
 

jetzt unbekannten Aufenthaltes, liegt/liegen zur Abho-
lung oder Einsichtnahme durch die Empfänger oder de-
ren Bevollmächtigten während der Dienststunden im 
Dienstgebäude Oxfordstr. 19, 53111 Bonn bereit. 
 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß  
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öf-
fentlich zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz 
VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen 
sind.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Bonn, den 26.04.2024 
 
Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Schultze 

Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 2010) 
in der zurzeit gültigen Fassung 
 

Die Ordnungsverfügung der Unterhaltsvorschusskasse 
– Amt 50-223 
 

Datum der Verfügung 

30.04.2024 
Az.: 

911630 
Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 

Eray, Serhat, Reykjavikstr. 2,  53117 Bonn 
 

mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Rathaus Bonn-
Beuel, Friedrich-Breuer-Str. 65, 53225 Bonn, Zimmer 3, 
bereit. 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß  
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öf-
fentlich zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz 
VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen 
sind.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Bonn, den 30.04.2024 
 
Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Schmitz 
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Der Rat der Bundesstadt Bonn hat in seiner Sitzung am 12.12.2023 aufgrund des § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. 
April 2022 GV. NRW. S. 490) und der §§ 48, 89 Absatz 1 Nr. 4 Bauordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 – BauO NRW 2018) vom 21. Juli 2018 (GV. 
NRW. S. 421) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. September 2021 (GV. 
NRW. S. 1086) folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1 
Allgemeines 

Die Stadt erhebt Geldbeträge von Bauherrinnen oder Bauherren, die  

- auf den Baugrundstücken oder  
- in der näheren Umgebung davon auf geeigneten Grundstücken 

 
die ihnen gemäß § 48 Abs. 1 Landesbauordnung 2018 obliegenden Stellplatzverpflichtungen 
nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten erfüllen können. 
 
Diese Beträge sind nach § 48 Abs.  2 Landesbauordnung 2018 zu verwenden für 
 

1. die Herstellung zusätzlicher oder die Instandhaltung, die Instandsetzung oder die Mo-
dernisierung bestehender Parkeinrichtungen einschließlich der Ausstattung mit Elekt-
roladestationen, 

2. den Bau und die Errichtung von innerörtlichen Radverkehrsanlagen sowie die Schaf-
fung von öffentlichen Fahrradabstellplätzen einschließlich der Ausstattung mit Elektro-
ladestationen oder 

3. sonstige Maßnahmen zur Entlastung der Straßen vom ruhenden Verkehr einschließlich 
investiver Maßnahmen des öffentlichen Personennahverkehrs sowie andere Maßnah-
men, die Bestandteil eines kommunalen oder interkommunalen Mobilitätskonzepts ei-
ner oder mehrerer Gemeinden sind. 

Ein Nutzungsrecht an einem bestimmten Stellplatz oder Fahrradabstellplatz wird hierdurch 
nicht erworben. 

 

 

 

Satzung der Bundesstadt Bonn
über die Ablösung von Stellplatzpflichten 

- Stellplatzablösesatzung -

vom 25. April 2024
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§ 2 
Festsetzung der Gebietszonen 

Das Stadtgebiet wird analog zu § 3 Abs. 5 der Satzung der Bundesstadt Bonn über die erfor-
derliche Zahl, Größe und Beschaffenheit der Stellplätze und Fahrradabstellplätze einschließ-
lich deren Zubehörnutzungen (Stellplatzsatzung) vom 13. Mai 2022 (ABL S. 229) in die Ge-
bietszonen I bis III unterteilt. Diese Gebietszonen sind in dem Plan (Maßstab 1:25.000) dar-
gestellt, der als Anlage Bestandteil dieser Satzung ist. 

 

§ 3 
Festsetzung der Ablösebeträge 

 
(1) Stellplätze 
 
Der je Stellplatz zu zahlende Betrag wird gemäß § 89 Abs. 1 Nr. 4 Landesbauordnung 2018 
festgelegt auf 
 
1. in der Gebietszone I  13.900,00 EUR 
 
2. in der Gebietszone II    7.700,00 EUR 
 
3. in der Gebietszone III    7.500,00 EUR. 
 
(2) Fahrradabstellplätze 
 
Der je Fahrradabstellplatz zu zahlende Betrag wird gemäß § 89 Abs. 1 Nr. 4 Landesbauord-
nung 2018 festgelegt auf 
 
1. in der Gebietszone I  1.700,00 EUR 
 
2. in der Gebietszone II     900,00 EUR 
 
3. in der Gebietszone III     900,00 EUR. 

 

§ 4 
Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Sie gilt für alle 
Bauanträge, die ab diesem Tag bei dem Bauordnungsamt gestellt werden. 

Für Bauanträge, die vor Inkrafttreten dieser Satzung gestellt wurden, ist hinsichtlich der 
Festsetzung der Stellplatzablösebeträge die Satzung der Stadt Bonn über die Ablösung von 
Stellplatzpflichten – Stellplatzablösesatzung – vom 26.03.1991 in der Fassung vom 
20.09.2012 anzuwenden. 

- - -
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- - -

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
    wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) die Oberbürgermeisterin hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 
    verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Dörner
Oberbürgermeisterin

Bonn, den 25. April 2024
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Bundesstadt Bonn 
als örtliche Ordnungsbehörde 

 

- - -

  Ordnungsbehördliche Verordnung
über das Offenhalten von Verkaufsstellen

aus Anlass der Veranstaltung „Duisdorfer Gewerbeschau“

Vom 25. April 2024
Auf Grund des § 6 Absatz 1 und 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten 
(Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) vom 16. November 2006 (GV. NRW. S. 516/SGV. NRW.
7113), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2018 (GV. NRW. S. 172),
und den §§ 25 ff. des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden –
Ordnungsbehördengesetz (OBG) - in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980
(GV. NRW. S. 528/SGV. NRW. 2060), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 23.
Juni 2021 (GV. NRW. S. 762), wird von der Bundesstadt Bonn als örtlicher Ordnungsbehörde 
gemäß Beschluss des Rates der Bundesstadt Bonn vom 18.04.2024 folgende Verordnung 
erlassen:

§ 1

Aus Anlass der im Stadtbezirk Hardtberg stattfindenden Veranstaltung „Duisdorfer 
Gewerbeschau“ dürfen Verkaufsstellen am Veranstaltungssonntag, den 16. Juni 2024, in 
folgenden Straßen:

a) Rochusstraße ab Hausnummer 160 aufwärts bis Ende (beidseitig)
b) Lessenicher Straße 1-9
c) Schmittstraße 1-3
d) Weierbornstraße 1
e) Am Schickshof (Marktplatz)
f) Derlestraße (zwischen Auf der Urdel und Am Burgweiher) (beiseitig)
g) Witterschlicker Straße 1-3

in der Zeit von 13.00 - 18.00 Uhr geöffnet sein.

§ 2

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig Verkaufsstellen an diesem Sonntag 
außerhalb der in § 1 zugelassenen Geschäftszeiten offen hält. Die Ordnungswidrigkeit kann 
nach § 13 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten mit einer Geldbuße bis zu 
5.000,00 Euro geahndet werden.

§ 3

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer Verkündung in Kraft. Sie tritt am 17. Juni 
2024 außer Kraft.
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 - - -

Dörner
Oberbürgermeisterin

Die vorstehende Verordnung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Verordnung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
  wurde nicht durchgeführt,

b) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) die Oberbürgermeisterin hat den Verordnungsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die
  verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Bonn, den 25. April 2024
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Satzung 
über die Erhebung von Beiträgen nach 

§ 8 Kommunalabgabengesetz Nordrhein-Westfalen 
für die Erneuerung der Straßenentwässerung 

in der Vivatsgasse 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 
  

 

 

§ 2 

Umfang des beitragsfähigen Aufwandes 

Beitragsfähig ist der Aufwand für die Erneuerung der Straßenentwässerung. 

 

§ 3 

Anteil der Stadt und der Beitragspflichtigen am Aufwand 

(1) Die Stadt trägt 40 % des beitragsfähigen Aufwandes für die Erneuerung der 
Oberflächenentwässerung und der Neugestaltung der Oberfläche als den Anteil, 
der auf die Inanspruchnahme der Fußgängerzone durch die Allgemeinheit 
entfällt. 

(2) Der Anteil der Beitragspflichtigen wird entsprechend den wirtschaftlichen 
Vorteilen auf 60 % des beitragsfähigen Aufwandes für die Erneuerung der 
Oberflächenentwässerung festgesetzt. 

vom 25. April 2024

Der Rat der Bundesstadt Bonn hat in seiner Sitzung am 18.4.2024 aufgrund des § 7
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV NRW 
S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 
2022 (GV NRW S. 490), der §§ 1, 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV 
NRW  610),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  25.  April  2023  (GV.
NRW. S. 233) und des § 4 Abs. 8 der Satzung der Stadt Bonn über die Erhebung von 
Beiträgen  nach  §  8  KAG  für  straßenbauliche Maßnahmen  vom  22.  November  1977
(Amtsblatt der Stadt Bonn S. 377), in der Fassung vom 15.12.2015 (Amtsblatt der Stadt 
Bonn S. 1648), folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Allgemeines

(1) Zum Ersatz des Aufwandes für die Erneuerung der Straßenentwässerung in der
  Vivatsgasse und als Gegenleistung für die dadurch den Eigentümern/innen und
  Erbbauberechtigten  der  erschlossenen  Grundstücke  erwachsenden
  wirtschaftlichen Vorteile erhebt die Stadt Bonn Beiträge.

(2) Der Umfang des beitragsfähigen Aufwandes sowie die Anteile der Stadt und der
  Beitragspflichtigen am Aufwand bestimmen sich nach Maßgabe dieser Satzung.

Im Übrigen ist die Satzung der Stadt Bonn über die Erhebung von Beiträgen nach 
§ 8 KAG für straßenbauliche Maßnahmen vom 22. November 1977 in der jeweils 
gültigen Fassung anzuwenden.
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§ 4 

Anrechenbare Breiten 

Die anrechenbare Höchstbreite beträgt 19,50 m. 

 

§ 5 

In-Kraft-Treten 

         Diese Satzung tritt einen Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 
 

 
- - -

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
    wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) die Oberbürgermeisterin hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei 
    die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Dörner
Oberbürgermeisterin

Bonn, den 25. April 2024
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§15 wird um Absatz 4 ergänzt und erhält folgende Fassung: 

(4) In Bezug auf die mit Betriebssatzung vom 16.12.2003 eingerichtete 

eigenbetriebsähnliche Einrichtung Städtisches Gebäudemanagement (SGB) wird die 

Befugnis zur Einstellung, Ein- und Höhergruppierung sowie Beendigung von 

Arbeitsverhältnissen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auf die Betriebsleitung 

übertragen. 

 

 

  

Dörner
Oberbürgermeisterin

22. Satzung

zur Änderung der Hauptsatzung

der Bundesstadt Bonn

vom 25. April 2024

Der Rat der Bundesstadt Bonn hat in seiner Sitzung am 18.04.2024 aufgrund des § 7 der 

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung

vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV.NRW S. 2023), zuletzt geändert durch Artikel 1

des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490), folgende Satzung beschlossen

Artikel I

Die Hauptsatzung der Bundesstadt Bonn vom 01.07.1996 (ABl. S. 317), zuletzt geändert 

durch Satzung vom 19.02.2024 (ABl. S. 76), wird wie folgt geändert:

Artikel II

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

- - -

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
  wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Oberbürgermeisterin hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die

  verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Bonn, den 25. April 2024
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Öffentliche Zustellung 
 

nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land NRW vom  
07.03.2006 (GV NRW. S. 94 / SGV NRW. 2010) in der zurzeit gültigen Fassung 

 

 

Die Bescheide der Stadt Bonn   Amt 33 - 2   
 
Datum PK-Nr. 

24.04.2024 7777.0137.2173 
Betroffene/r   

Herr Amonashvili, Giorgi, Siegstr. 28, 53757 Sankt Augustin       
Datum PK-Nr. 

26.04.2024 7777.4972.8075 
Betroffene/r   

Herr Plattig, Oliver, Kekulestr. 26, 53115 Bonn       
Datum PK-Nr. 

26.04.2024 7777.4940.5675 
Betroffene/r   

Herr Saeed, Said Mohammad Atiq, Karolingerstr. 15, 53859 Niederkassel       
Datum PK-Nr. 

13.03.2024 7777.4941.6545 
Betroffene/r   

Herr Savic, Dejan, Vorgebirgstr. 74, 50969 Köln       
Datum PK-Nr. 

12.04.2024 7777.4964.3673 
Betroffene/r   

Herr Rhayel, Suhayb, Friesdorfer Str. 194, 53175 Bonn       
Datum PK-Nr. 

18.04.2024 33-21 / 2-24-A-80424      
Betroffene/r   

Herrn BAHRI, Alex-Gabriel, ehemals wohnhaft: Siegburger Str. 135, 53757 St. Augustin  
Datum PK-Nr. 

17.04.2024 33-21 / 1-24-300124 / SU-OB 210      
Betroffene/r   

Herrn BOUCHUARI; Oualid, vormals wohnhaft: Auf dem Ranert 1, 53639 Königswinter  
Datum PK-Nr. 

17.04.2024 33-21 / 2-24-N-80126      
Betroffene/r   

Der Besitzer/die Beseiterin des Kfz Pkw VW-Polo, ohne amtl. Kennzeichen, abgeschleppt am 
08.03.2024 in Bonn, Nideggerstr.  

 

 

 
jetzt unbekannten Aufenthaltes, liegen zur Abholung durch die Empfänger oder deren Bevollmächtigten während 
der Dienststunden im Stadthaus, Berliner Platz 2, Etage 4 A, Registratur, 53111 Bonn, bereit. 
Das vorgenannte Dokument wird hiermit gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG)  öffentlich  
zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.. 
 
 

Bonn, den   30.April 2024    
 
 

Die Oberbürgermeisterin 

Im Auftrag 
 
 

gez. Merzenich 
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